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Anlage 1 zur GRDrs 775/2011
Stellenschaffung zum Stellenplan 2012
	Org.-Einheit
(aut. Stpl.),
Kostenstelle
	Amt
	Stellen-
wert
Haushalt
	Funktionsbezeichnung
	Anzahl
der
Stellen
	Stellen-
vermerk
	durchschnittl.
jährl. kosten-
wirksamer
Aufwand
Euro

	001 06

	Bürgermeisteramt
Referat WFB
	A 14
	Sachbearbeiter/in Controlling
	1,0
	-
	117.500


1
Antrag, Stellenausstattung
Beantragt wird die Schaffung einer Stelle beim Referat Wirtschaft, Finanzen und Beteiligungen zur Führungsunterstützung und zentralen Steuerung. Die Stelle ist Teil eines umfassenden Controllings aufgrund der neuen Anforderungen durch die komplette
Übernahme der Aufgaben des Jobcenters in die Verantwortung der Landeshauptstadt Stuttgart.
2
Schaffungskriterien

Die Landeshauptstadt Stuttgart wurde mit der „Zweiten Verordnung zur Änderung der Kommunalträger-Zulassungsverordnung“ des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales vom 14.04.2011 als sog. „zugelassener kommunaler Träger“ (Optionskommune) für die Wahrnehmung der Aufgaben nach dem SGB II zugelassen. Um die unter Ziffer 3.1 beschriebenen, durch die Zulassung neu hinzukommenden Aufgaben erfüllen zu können, ist die zusätzliche Stellenkapazität erforderlich, vgl. auch GRDrs. 647/2011.
3
Bedarf

3.1
Anlass
Als zugelassener kommunaler Träger trägt die Landeshauptstadt die alleinige politische und finanzielle Verantwortung für die Aufgabenerledigung im Jobcenter Stuttgart. Laufende Prüfungsrechte bezgl. der rechtskonformen Verwendung der weiterhin aus dem Bundeshaushalt zur Verfügung gestellten Mittel stehen dem Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung und dem Bundesrechnungshof zu, die bei entsprechenden Verstößen die Landeshauptstadt in Haftung nehmen können. 
Dementsprechend sind umfassende strategische, politische, rechtliche und finanzielle Prozesse zu steuern und zu begleiten sowie die Einhaltung von Vorgaben und Qualitätsstandards zu sichern. Ein wesentlicher Bestandteil der künftigen Arbeit ist auch die mit dem Land Baden-Württemberg abzuschließende Zielvereinbarung nach § 48 a 
Abs. 2 SGB II, deren Konzeption und Vorbereitung bis hin zur Umsetzung und deren Nachhaltung. Die Koordination und Zusammenarbeit mit den kommunalen Spitzenverbänden, den Ministerien auf Landes- und Bundesebene sowie die Beteiligung an Arbeitsgruppen zum SGB II und die Implementierung entsprechender Ergebnisse bei der Stadt Stuttgart sind ebenso Teil der zukünftigen Aufgaben. Auf die Gemeinderatsdrucksache 647/2011 kann verwiesen werden.
3.2
Bisherige Aufgabenwahrnehmung

Siehe Ziffer 3.1. Es werden neue Aufgaben übernommen.
3.3 Auswirkungen bei Ablehnung der Stellenschaffungen
Eine Ablehnung der Stellenschaffung hätte zur Folge, dass die beschriebenen Aufgaben nicht geleistet werden könnten und die Stadt Stuttgart den Anforderungen an einen „zugelassenen kommunalen Träger“ nicht in entsprechendem Umfang und geforderter Qualität nachkommen kann. Außerdem könnte sie sich in wichtigen Entscheidungsprozessen auf überörtlicher Ebene nicht in ausreichendem Maß einbringen.
4
Stellenvermerke

Kein Vermerk

